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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

111/6 — 26200-^6130/68 


Bonn, den 21. März 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Europäischen 
Übereinkommen vom 22. Januar 1965 zur Ver- 
hütung von Rundfunksendungen, die von Sen- 
destellen außerhalb der staatlichen Hoheits- 
gebiete gesendet werden 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Abdrucke des Übereinkommens in englischer und französischer 
Sprache sowie in der deutschen Übersetzung nebst einer Denk- 
schrift zu dem Übereinkommen liegen diesem Schreiben bei. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundesministern für das Post- 
imd Fernmeldewesen und der Justiz gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 19. Dezember 1968 ge- 
mäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. Er hat 
ferner folgende Entschließung gefaßt: 

„ln Artikel 2 Abs. 3 des Ratifikationsgesetzes wird auf Artikel 1 
und 4 Buchstabe b des Übereinkommens verwiesen. Für das 
Übereinkommen ist aber allein der englische und französische 
Text verbindlich. Die Bundesregierung wird deshalb gebeten, 
für eine Fassung der Strafvorschrift besorgt zu sein, die eine 
Verweisung auf einen fremdsprachigen Text vermeidet." 

Die Bundesregierung hält die Bedenken des Bundesrates gegen 
die Fassung des Artikels 2 Abs. 3 des Vertragsgesetzes nicht 
für durchgreifend. 


Drude: Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goethestr, 54, Postfadi 821 
Telefon 6 35 51 
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Das Übereinkommen wird zugleich mit dem Vertragsgesetz 
veröffentlicht, und zwar in den Amtssprachen des Europarates 
und in der deutschen Übersetzung. Das Gesetz verweist damit 
in Artikel 2 Abs. 3 formell zwar auf den englischen und franzö- 
sischen Text, tatsächlich aber auch auf die amtliche deutsche 
— zweifelsfrei richtige — Übersetzung des Übereinkommens, 
die den Begriff der Rundfunksendestelle klar und eindeutig 
definiert. Auslegungsschwierigkeiten können daher bei dieser 
Gesetzesformulierung nicht auftreten. Eine Fassung der Straf- 
vorschrift ohne Verweisung würde nur bedeuten, daß die deut- 
sche Übersetzung der Artikel 1 und 4 Buchstabe b in den Wort- 
laut des Vertragsgesetzes übernommen werden müßte. Damit 
würde die kurze und knappe Formulierung des Gesetzes ver- 
lorengehen, ohne daß an Klarheit etwas gewonnen würde. 

Aus diesen Gründen hält die Bundesregierung an ihrem Ent- 
wurf fest. 


Kiesinger 
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Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Europäischen Übereinkommen vom 22. Januar 1965 
zur Verhütung von Rundfunksendungen, 
die von Sendestellen außerhalb der staatlichen Hoheitsgebiete 

gesendet werden 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Dem in Straßburg am 6. Dezember 1965 von der 
Bundesrepublik Deutschland Unterzeichneten Euro- 
päischen Übereinkommen zur Verhütung von Rund- 
funksendungen, die von Sendestelien außerhalb der 
staatlichen Hoheitsgebiete gesendet werden, wird 
zugestimmt. Das Übereinkommen wird nachstehend 
veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Mit Gefängnis bis zu zwei Jahren und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen wird be- 
straft, wer eine Rundfunksendestelle errichtet oder 
betreibt, wenn die Tat nicht nach § 15 Abs. 1 Satz 1 
des Gesetzes über Fernmeldeanlagen mit schwererer 
Strafe bedroht ist. Ebenso wird bestraft, wer eine 
Sendung einer Riindfunksendestelle bestellt oder 
durchführt. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) Rundfunksendestellen im Sinne dieses Arti- 
kels sind die in den Artikeln 1 und 4 Buchstabe b 
des Übereinkommens bezei ebneten Sendestellen. 


Artikel 3 

Werden Taten nach Artikel 2 nicht im Inland be- 
gangen, so gilt das deutsche Strafrecht unabhängig 
vom Tatort. 

Artikel 4 

Ist für eine nach Artikel 2 strafbare Handlung ein 
Gerichtsstand nach §§ 7 bis 10, 13, 98 Abs. 2 Satz 3, 
§ 128 Abs. 1 oder § 162 Abs. 1 der Strafprozeß- 
ordnung oder § 157 des Gerichtsverfassungsgesetzes 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes nicht begründet, 
so ist Hamburg Gerichtsstand; zuständiges Amts- 
gericht ist das Amtsgericht Hamburg. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die xA.nwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 6 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Übereinkommen nach 
seinem Artikel 9 für die Bundesrepublik Deutsch- 
land in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt- 
zugeben. 
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Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Übereinkommen bedarf nadi Artikel 59 Abs. 2 
Satz 1 des Grundgesetzes der Zustimmung der für 
die Bundesgesetzgebung zuständigen Körperschaften 
in der Form eines Bundesgesetzes, da es sich auf 
Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Der Artikel enthält die Rechtsvorschriften, zu deren 
Erlaß die Bundesrepublik sich nach Artikel 2 des 
Übereinkommens verpflichtet hat. Strafbar sind hier- 
nach nicht nur das Errichten und Betreiben einer 
Rundfunksendestelle (als Fernmeldeanlage), sondern 
auch das Bestellen einer Sendung und das Durch- 
führen („Darbietungsseite“) einer Sendung. Die in 
Artikel 2 Abs. 2 des Übereinkommens beispielhaft 
auf ge führten Mitwirkungshandlungen sind als Teil- 
nahmehandlungen anzusehen und daher als Beihilfe 
oder Anstiftung strafbar. 

Zu Artikel 3 

Da Taten nach Artikel 2 u. a. auch im hoheitsfreien 
Raum begangen werden, bringt Artikel 3 insoweit 
eine Ausdehnung der Anwendung des deutschen 
Strafrechts, 


Zu Artikel 4 

Artikel 4 zieht ebenfalls Folgerungen aus der Tat- 
sache, daß Taten nach Artikel 2 vielfach im hoheits- 
freien Raum begangen werden, und bestimmt des- 
wegen einen zusätzlichen subsidiären Gerichtsstand. 

Zu Artikel 5 

Das Übereinkommen soll auch auf das Land Berlin 
Anwendung finden; das Gesetz enthält daher die üb- 
liche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 6 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Über- 
einkommen nach seinem Artikel 9 für die Bundes- 
republik Deutschland in Kraft tritt, im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Aus- 
führung des Gesetzes allenfalls mit geringen, nicht 
feststellbaren Kosten von Strafverfolgung und -Voll- 
streckung belastet. 
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Europäisches Übereinkommen 
zur Verhütung von Rundfunksendungen, 
die von Sendestellen außerhalb der staatlichen Hoheitsgebiete 

gesendet werden 

European Agreement 

for the Prevention of Broadcasts Transmitted from Stations 
outside National Territories 

Accord Europeen 

pour la repression d'emissions de radiodiffusion effectuees 
par des stations hors des territoires nationaux 


The member States of the Council 
of Europe signatory hereto, 

CONSIDERING that the aim of the 
Council of Europe is to achieve a 
greater unity between its members; 

CONSIDERING that the Radio Reg- 
ulations annexed to the International 
Telecommunication Convention pro- 
hibit the establishment and use of 
broadcasting stations on board ships, 
aircraft or any other floating or air- 
borne objects outside national ter- 
ritories; 


CONSIDERING also the desirability 
of providing for the possibility of 
preventing the establishment and use 
of broadcasting stations on objects 
affixed to or supported by the bed of 
the sea outside national territories; 


CONSIDERING the desirability of 
European collaboration in this matter; 

HAVE AGREED AS FOLLOWS: 


Ar ticle 1 

This Agreement is concerned with 
broadcasting stations which are in- 
stalled or maintained on board ships; 
aircraft, or any other floating or air- 
borne objects and which, outside 
national territories, transmit broad- 
casts intended for reception or ca- 
pable of being received, wholly or in 
part, within the territory of any Con- 
tracting Party, or whidi cause harmful 
interference to any radio-communica- 
tion Service operating under the au- 
thority of a Contracting Party in ac- 
cordance with the Radio Regulations. 


Les Etats membres du Conseil de 
l'Europe, signataires du present Ac- 
cord, 

CONSIDfiRANT que le but du Con- 
seil de l'Europe est de realiser une 
Union plus etroite entre ses Membres; 

CONSIDERANT que le Reglement 
des radiocommunications annexe ä la 
Convention internationale des tele- 
communications interdit d'etablir et 
d'utiliser des stations de radiodiffu- 
sion ä bord de navires, d'aeronefs ou 
de tout objet flottant ou aeroporte 
hors des territoires nationaux; 


CONSIDFRANT egalement lutilite 
de prevoir la faculte d'interdire l'ins- 
tallation et l'utilisation de stations de 
radio-diffussion sur des objets fixes ou 
prenant appui sur le fond de la mer, 
hors des territoires nationaux; 


CONSIDERANT l'interet d une col- 
laboration europeenne dans cette ma- 
tiere; 

SONT CONVENUS DE CE QUI 
SUIT: 

A r t i c 1 e 1 er 

Le present Accord vise les stations 
de radiodiffusion installees ou en Ser- 
vice a bord d'un navire, d un aeronef 
ou de tout autre objet flottant ou 
aeroporte, et qui, hors des territoires 
nationaux, transmettent des emissions 
destinees ä etre regues, ou suscepti- 
bles d'etre regues, en tout ou en par- 
tie, sur le territoire d'une des Parties 
Contractantes, ou qui causent un 
brouillage nuisible ä un Service de 
radiocommunication exploite avec 
l'autorisation d'unes des Parties Con- 
tractantes, conformement au Regle- 
ment des radiocommunications. 


(Übersetzung) 

Die Mitgliedstaaten des Europarats, 
die dieses Übereinkommen unterzeich- 
nen — 

IN DER ERWÄGUNG, daß der Eu- 
roparat die Herstellung einer engeren 
Verbindung zwischen seinen Mitglie- 
dern zum Ziel hat, 

IN DER ERWÄGUNG, daß die zum 
Internationalen Fernmeldevertrag ge- 
hörige Vollzugsordnung für den Funk- 
dienst die Errichtung und den Betrieb 
von Rundfunksendestellen an Bord 
von See- und Luftfahrzeugen oder an- 
deren schwimmenden oder von der 
Luft getragenen Gegenständen außer- 
halb der staatlichen Hoheitsgebiete un- 
tersagt, 

SOWIE IN DER ERWÄGUNG, daß 
OS wünschenswert ist, die Möglichkeit 
eines Verbots der Errichtung und des 
Betriebs von Rundfunksendestellen auf 
Gegenständen vorzusehen, die außer- 
halb der staatlichen Hoheitsgebiete 
auf dem Meeresgrund befestigt sind 
oder darauf ruhen, 

IN DER ERWÄGUNG, daß eine eu- 
ropäische Zusammenarbeit auf diesem 
Gebiet wünschenswert ist — 

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGE- 
KOMMEN: 

Artikel 1 

Dieses Übereinkommen bezieht sich 
auf die an Bord von See- oder Luft- 
fahrzeugen oder anderen schwimmen- 
den oder von der Luft getragenen Ge- 
genständen errichteten oder betriebe- 
nen Rundfunksendestellen, deren 
außerhalb der staatlichen Hoheits- 
gebiete ausgestrahlte Sendungen ganz 
oder teilweise im Hoheitsgebiet einer 
Vertragspartei empfangen werden sol- 
len oder können, oder die bei einem 
Funkdienst, der mit Genehmigung 
einer Vertragspartei entsprechend der 
Vollzugsordnung für den Funkdienst 
betrieben wird, schädliche Störungen 
verursachen. 
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Article 2 

1. Each Contracting Party under- 
takes to take appropriate steps to 
make punishable as offences, in ac- 
cordance with its domestic law, the 
establishment or Operation of broad- 
casting stations referred to in Ar- 
ticle 1, as well as acts of collabora- 
tion knowingly performed. 

2. The following shall, in relation 
to broadcasting stations referred to in 
Article 1, be acts of collaboration: 

(a) the Provision, maintenance or 
repairing of equipment; 

(b) the Provision of supplies; 

(c) the Provision of transport for, or 
the transporting of, persons, equip- 
ment or supplies; 

(d) the ordering or production of 
material of any kind, including 
advertisements, to be broadcast; 

(e) the Provision of Services con- 
cerning advertising for the benefit 
of the stations. 


Article 3 

Each Contracting Party shall, in ac- 
cordance with its domestic law, apply 
the provisions of this Agreements in 
regard to; 

(a) its nationals who have committed 
any act referred to in Article 2 
on its territory, ships, or aircraft, 
or outside national territories on 
any ships, aircraft or any other 
floating or airborne object; 


(b) non-nationals who, on its territory, 
ships or aircraft, or on board any 
floating or airborne object ander 
its Jurisdiction have committed 
any act referred to in Article 2. 


A r t i c 1 e 4 

Nothing in this Agreement shall be 
deemed to prevent a Contracting 
Party: 

(a) from also treating as punishable 
offences acts other than those 
referred to in Article 2 and also 
applying the provisions concerned 
to persons otlrer than those re- 
ferred to in Article 3; 

(b) from also applying the provisions 
of this Agreement to broadcasting 


Article 2 

1. Chacune des Parties Contractan- 
tes s'engage ä prendre, conformement 
ä son ordre juridique interne, les 
mesures necessaires en vue de repri- 
mer comme infraction l'etablissement 
de stations visees ä l'article leur 
exploitation ainsi que les actes de 
collaboration accomplis sciemment ä 
cet effet. 

2. Seront consideres comme actes 
de collaboration au regard des sta- 
tions visees ä l'article les actes 
suivants: 

a) la fourniture, l’entretien ou la re- 
paration de materiel, 

b) la fourniture d'approvisionnement, 

c) la fourniture de moyns de trans- 

port ou le transport de personnes, 
de materiel ou d'approvisionne- 

ment, 

d) la commande ou la realisation des 
productions de toute nature, y 
compris la publicite, destinees a 
etre radiodiffusees, 

e) la fourniture de Services concer- 

nant la publicite en faveur des 
stations interessees. 


Article 3 

Chacune des Parties Contractantes 
s'engage ä mettre en application, en 
conformite avec sa legislation natio- 
nale, les regles prevues par le pre- 
sent Accord ä l'egard: 

a) de ses ressortissants qui ont com- 
mis Tun des actes vises ä l'arti- 
cle 2, Süit sur son territoire ou ä 
bord de ses navires ou aeronefs, 
soit, hors des territoires nationaux, 
ä bord de navires, d’aeronefs ou 
de tout autre objet flottant ou 
aeroporte, 


b) des etrangers qui ont comniis Tun 
de ces actes sur son territoire ou 
ä bord de navires ou d'aeronefs 
ayant sa nationalite, ou ä bord de 
tout autre objet flottant ou aero- 
porte relevant de sa juridiction. 


Article 4 

Aucune des dispositions du present 
Accord ne sera consideree comme 
empechant les Parties Contractantes: 

a) de rcprimer comme infraction des 
actes autres que ceux prevus ä 
l'article 2 ou que ceux commis par 
des personnes autres que celles 
visees a l'article 3; 

b) d’appliquer les dispositions du pre- 
sent Accord aux stations de radio- 


Artikel 2 

(1) Jede Vertragspartei verpflichtet 
sich, in Übereinstimmung mit ihrem 
innerstaatlichen Recht die erforder- 
lichen Maßnahmen zu treffen, um die 
Errichtung der in Artikel 1 bezeichne- 
ten Sendestellen, ihren Betrieb sowie 
die wissentliche Mitwirkung an diesen 
Vorhaben als Zuwiderhandlungen zu 
verfolgen. 

(2) Als Mitwirkung in bezug auf die 
in Artikel 1 bezeichneten Sendestellen 
gilt insbesondere 

a) die Lieferung, Wartung oder In- 
standsetzung von Betriebsanlagen, 

b) die Lieferung von Versorgungs- 
gütern, 

c) die Bereitstellung von Beförde- 
rungsmitteln oder die Beförderung 
von Personen, Betriebsanlagen 
oder Versorgungsgütern, 

d) die Bestellung oder Durchführung 
von Sendungen jeder Art, ein- 
schließlich von Werbesendungen, 

e) die Erbringung von Dienstleistun- 
gen im Zusammenhang mit der 
Werbetätigkeit zugunsten der be- 
treffenden Sendestellen. 


Artikel 3 

Jede Vertragspartei verpflichtet sich, 
dieses Übereinkommen im Einklang 
mit ihren innerstaatlichen Rechtsvor- 
schriften auf folgende Personen anzu- 
wenden; 

a) ihre Staatsangehörigen, die in ih- 
rem Hoheitsgebiet oder an Bord 
ihrer See- oder Luftfahrzeuge oder 
aber außerhalb der staatlichen Ho- 
heitsgebiete an Bord von See- oder 
Luftfahrzeugen oder anderen 
schwimmenden oder von der Luft 
getragenen Gegenständen eine der 
in Artikel 2 bezeichneten Handlun- 
gen begangen haben, 

b) Ausländer, die in ihrem Hoheitsge- 
biet oder an Bord ihrer See- oder 
Luftfahrzeuge oder aber an Bord 
anderer ihrer Hoheitsgewalt unter- 
stehender schwimmender oder von 
der Luft getragener Gegenstände 
eine dieser Handlungen begangen 
haben. 

Artikel 4 

Dieses Übereinkommen hindert die 
Vertragsparteien nicht, 

a) auch Handlungen, die weder in Ar- 
tikel 2 vorgesehen noch von den in 
Artikel 3 bezeichneten Personen be- 
gangen worden sind, als Zuwider- 
handlungen zu verfolgen, 

b) dieses Übereinkommen auf Rimd- 
funksendestellen anzuweaden, die 
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stations installed or maintained on 
objects affixed to or supported by 
the bed of the sea. 

Article 5 

The Contracting Parties may elect 
not to apply the provisions of this 
Agreement in respect of the Services 
of performers which have been pro- 
vided elsewhere than on the stations 
referred to in Article 1. 

Arti de 6 

The provisions ot Article 2 shall 
not apply to any acts performed for 
the purpose of giving assistance to a 
ship or aircraft or any other floating 
or airborne object in distress or of 
protecting human life. 

Article? 

No reservation may be made to the 
provisions of this Agreement. 

Article 8 

1. This Agreement shall be open to 
signalure by the member States of the 
Council of Europe, who may become 
Parties to it either by: 

(a) signature without reservation in 
respect of ratification or accept- 
ance, or 

(b) signature with reservation in re- 
spect of ratification or acceptance 
followed by ratification or accept- 
ance. 

2. Instruments of ratification or ac- 
ceptance shall be deposited with the 
Secretary-General of the Council of 
Europe. 

A rti c le 9 

1. This Agreement shall enter into 
force one month after the date on 
which three member States of the 
Council shall, in accordance with the 
provisions of Article 8, have signed 
the Agreement without reservation in 
respect of ratification or acceptance 
or shall have deposited their Instru- 
ment of ratification or acceptance. 

2. As regards any member States 
who shall subsequently sign the 
Agreement without reservation in 
respect of ratification or acceptance 
or who shall ratify or accept it, the 
Agreement shall enter into force one 
month after the date of such signature 
or the date of deposit of the instru- 
raent of ratification or acceptance. 

Article 10 

1. After this Agreement has entered 
into force, any Member or Associate 
Member of the International Telecom- 


diffusion installees ou en Service 
sur des objets fixes ou prenant 
appui sur le fond de lar mer. 

Article 5 

II est loisible aux Parties Contrac- 
tantes de ne pas appliquer le present 
Accord aux prestations des artistes 
interpretes ou executants qui ont ete 
fourniers hors des stations visees ä 
l'article Icr. 

Article 6 

Les dispositions de l'article 2 ne 
visent pas les actes accomplis en vue 
de secourir un navire, un aeronef ou 
un objet flottant ou aeroporte en de- 
tresse ou de sauvegarder la vie hu- 
maine. 

Article 7 

Aucune reserve n'est admise aux 
dispositions du present Accord. 

Article 8 

1. Le present Accord est ouvert ä 
la signature des Etats membres du 
Conseil de l'Europe qui peuvent y 
devenir Parties par: 

a) la signature sans reserve de rati- 
fication ou d'acceptation, ou 

b) la signature sous reserve de ratifi- 
cation ou d'acceptation suivie de 
ratification ou d'acceptation. 

2. Les instruments de ratification ou 
d'acceptation seront deposes pres le 
Secretaire General du Conseil de 
l'Europe. 

Article 9 

1. Le present Accord entrera en vi- 
gueur un mois apres la date ä la- 
quelle trois Etats membres du Con- 
seil, conformement aux dispositions 
de l'article 8, auront signe l'Accord 
sans reserve de ratification ou d’ac- 
ceptation, ou auront depose leur Ins- 
trument de ratification ou d'accepta- 
tion. 

2. Pour tout Etat membre qui le 
signera ulterieurement sans reserve 
de ratification ou d'acceptation ou le 
ratifiera ou l’acceptera, l’Accord en- 
trera en vigueur un mois apres la 
date de la signature ou du depöt de 
l'instrument de ratification ou d'ac- 
ceptalion. 


Article 10 

1. Apres l'entree en vigueur du 
present Accord, tout membre ou 
membre associe de l'Union Inlernatio- 


auf Gegenständen errichtet oder 
betrieben werden, welche auf dem 
Meeresgrund befestigt sind oder 
darauf ruhen. 

Artikel 5 

Es steht den Vertragsparteien frei, 
dieses Übereinkommen nicht auf 
Dienstleistungen von darstellenden 
oder Vortragenden Künstlern anzuwen- 
den, die außerhalb der in Artikel 1 
bezeichneten Sendestellen erbracht 
wurden. 

A rtikel 6 

Artikel 2 bezieht sich nicht auf Hand- 
lungen, wenn dadurch einem See- oder 
Luftfahrzeug oder einem anderen 
schwimmenden oder von der Luft ge- 
tragenen Gegenstand in Not Hilfe ge- 
leistet oder wenn dadurch Menschen- 
leben gerettet werden sollen. 

Artikel 7 

Vorbehalte zu diesem Übereinkom- 
men sind nicht zulässig. 

Artikel 8 

(1) Dieses Übereinkommen liegt für 
die Mitgliedstaaten des Europarats zur 
Unterzeichnung auf; sie können Ver- 
tragsparteien desselben werden, 

a) indem sie es ohne Vorbehalt der 
Ratifikation oder Annahme unter- 
zeichnen oder 

b) indem sie es vorbehaltlich der Rati- 
fikation oder Annahme unterzeich- 
nen und später ratifizieren oder an- 
nehmen, 

(2) Die Ratifikations- oder Annahme- 
urkunden sind beim Generalsekretär 
des Europarats zu hinterlegen, 

Artikel 9 

(1) Dieses Übereinkommen tritt 
einen Monat nach dem Tag in Kraft, 
an dem drei Mitgliedstaaten des Rates 
es nach Artikel 8 ohne Vorbehalt der 
Ratifikation oder Annahme unterzeich- 
net oder ihre Ratifikations- oder An- 
nahmeurkunden hinterlegt haben. 


(2) Für jeden Mitgliedstaat, der das 
Übereinkommen später ohne Vorbe- 
halt der Ratifikation oder Annahme 
unterzeichnet oder es ratifiziert oder 
annimmt, tritt es einen Monat nach 
der Unterzeichnung oder der Hinter- 
legung der Ratifikations- oder An- 
nahmeurkunde in Kraft. 


Artikel 10 

(1) Nach dem Inkrafttreten dieses 
Übereinkommens kann jedes Ordent- 
liche oder Außerordentliche Mitglied 
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munication Union which is not a 
Member of the Council of Europe 
may accede to it subject to the prior 
agreement of the Committee of Min- 
isters. 

2. Such accession shall be affected 
by depositing with the Secretary- 
General of the Council of Europe an 
Instrument of accession which shall 
take effect one inonth after the date 
of its deposit. 

A r t i c 1 e 11 

1. Any Contracting Party may at 
the time of Signatare or when de- 
positing its instrument of ratification, 
acceptance or accession, specify the 
territory or territories to which this 
Agreement shall apply. 

2. Any Contracting Party may, when 
depositing its instrument of ratifica- 
tion, acceptance or accession or at 
any later date, by declaration ad- 
dressed to the Secretary-General of 
the Council of Europe, extend this 
Agreement to any other territory or 
territories specified in the declaration 
and for whose international relations 
it is responsible or on whose behalf it 
is authorised to give undertakings. 

3. Any declaration made in pur- 
suance of the preceding paragraph 
may, in respect of any territory 
mentioned in such declaration, be 
withdrawn according to the procedure 
laid down in Article 12 of this Agree- 
ment. 

A r ti c 1 e 12 

1. This Agreement shall remain in 
force indefinitely. 

2. Any Contracting Party may, in- 
sofar as it is concerned, denounce this 
Agreement by means of a notification 
addressed to the Secretary-General 
of the Council of Europe. 

3. Such denunciation shall take ef- 
fect six months after the date of 
receipt by the Secretary-General of 
such notification. 

Article 13 

1. The Secretary-General of the 
Council of Europe shall notify the 
member States of the Council and 
the government of any State which 
has acceded to this Agreement, of: 

(a) any Signatare without reservation 
in respect of ratification or ac- 
ceptance; 

(b) any Signatare with reservation in 
respect of ratification or accept- 
ance; 

(c) any deposit of an instrument of 
ratification, acceptance or acces- 
sion; 


Dcutsciier Bundestag — 5. Wahlperiode 


nale des Telecommunications qui n'est 
pas membre du Conseil de l’Europe 
pourra, avec l’accord prealable du 
Comite des Ministres, adherer ä cet 
Accord. 

2. L’adhesion s'effectuera par le de- 
pot, pres le Secretaire General du 
Conseil de l'Europe, d'un instrument 
d’adhesion qui prendra effet un mois 
apres la date de son depöt. 


Article 11 

1. Toute Partie Contractante peut, 
au moment de la Signatare ou au 
moment du depöt de son instrument 
de ratification, d'acceptation ou d’ad- 
hesion, designer le ou les territoires 
auxqueles s'appliquera le present Ac- 
cord. 

2. Toute Partie Contractante peut, 
au moment du depöt de son instru- 
ment de ratification, d'acceptation ou 
d'adhesion ou ä tout autre moment 
par la suite, etendre l'application du 
present Accord par declaration adres- 
see au Secretaire General du Conseil 
de l’Europe, ä tout autre territoire de- 
signe dans la declaration et dont Elle 
assure les relations internationales ou 
pour lequel Elle est habilitee a stipu- 
1er. 

3. Toute declaration faite en vertu 
du paragraphe precedent pourra etre 
retiree, en ce qui concerne tout terri- 
toire designe dans cette declaration, 
aux conditions prevues par l’article 12 
du present Accord. 


Article 12 

1. Le present Accord demeurera en 
vigueur sans limitation de duree. 

2. Toute Partie Contractante pourra, 
en ce qui la concerne, denoncer le 
present Accord en adressant une 
notification au Secretaire General du 
Conseil de l'Europe. 

3. La denonciation prendra effet six 
mois apres la date de la reception de 
la notification par le Secretaire Gene- 
ral. 


Article 13 

Le Secretaire General du Conseil de 
l'Europe notifiera aux Etats membres 
du Conseil et au gouvernement de 
tout Etat ayant adhere au present 
Accord: 

a) toute signature sans reserve de 
ratification ou d’acceptation; 

b) toute signature sous reserve de 
ratification ou d'acceptation; 

c) le depöt de tout instrument de rati- 
fication, d’acceptation ou d’adhe- 
sion; 


der Internationalen Fernmelde-Union, 
das nicht Mitglied des Europarats ist, 
mit vorheriger Zustimmung des Mini- 
sterkomitees diesem Übereinkommen 
beitreten. 

(2) Der Beitritt erfolgt durch Hinter- 
legung einer Beitrittsurkunde beim 
Generalsekretär des Europarats und 
wird einen Monat nach dieser Hinter- 
legung wirksam. 


Artikel 11 

(1) Jede Vertragspartei kann bei der 
Unterzeichnung oder bei der Hinter- 
legung ihrer Ratifikations-, Annahme- 
oder Beitrittsurkunde jedes Hoheits- 
gebiet bezeichnen, auf welches dieses 
Übereinkommen Anwendung finden 
soll. 

(2) Jede Vertragspartei kann bei der 
Hinterlegung ihrer Ratifikations-, An- 
nahme- oder Beitrittsurkunde oder zu 
einem späteren Zeitpunkt durch eine 
an den Generalsekretär des Europa- 
rats gerichtete Erklärung die Anwen- 
dung dieses Übereinkommens auf je- 
des andere in der Erklärung bezeich- 
nete Hoheitsgebiet erstrecken, dessen 
internationale Beziehungen sie wahr- 
nimmt oder für das sie Verpflichtun- 
gen eingehen kann. 

(3) Jede nach Absatz 2 abgegebene 
Erklärung kann für jedes darin be- 
zeichnete Hoheitsgebiet nach dem in 
Artikel 12 festgelegten Verfahren 
widerrufen werden. 


Artikel 12 

(1) Dieses Übereinkommen bleibt 
auf unbegrenzte Zeit in Kraft. 

(2) Jede Vertragspartei kann dieses 
Übereinkommen durch eine an den 
Generalsekretär des Europarats ge- 
richtete Notifikation für sich selbst 
kündigen. 

(3) Die Kündigung wird sechs Mo- 
nate nach Eingang der Notifikation 
beim Generalsekretär wirksam. 


Artikel 13 

Der Generalsekretär des Europarats 
notifiziert den Mitgliedstaaten des 
Rates und den Regierungen aller Staa- 
ten, die diesem Übereinkommen bei- 
getreten sind, 

a) jede Unterzeichnung, die ohne Vor- 
behalt der Ratifikation oder An- 
nahme erfolgt ist, 

b) jede Unterzeichnung, die vorbe- 
haltlich der Ratifikation oder An- 
nahme erfolgt ist, 

c) die Hinterlegung jeder Ratifika- 
tions-, Annahme- oder Beitrittsur- 
kunde, 
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(d) any date of entry into force of 
this Agreement in accordance with 
Articles 9 and 10 thereof; 

(e) any declaration received in pur- 
suance of paragraphs 2 and 3 of 
Article 11; 

(f) any notification received in pur- 
suance of the provisions of Ar- 
ticle 12 and the date on which 
denunciation takes effect. 


IN WITNESS WHEREOF the under- 
signed, being duly authorised thereto, 
have signed this Protocol. 

DONE at Strasbourg, this 22nd 
day of January 1965 in English and 
French, both texts being equally 
authoritative, in a single copy which 
shall remain deposited in the ar- 
chives of the Council of Europe. The 
Secretaiy-Generai of the Council of 
Europe shall transmit certified copies 
to each of the signatory and cicceding 
States. 


For the GOVERNMENT 
OF TUE REPUBLIC OF AUSTRIA: 

For the GOVERNMENT 
OF THE KINGDOM OF BELGIUM; 
Signature 

with reservation in respect 
of ratification or acceptance 

For the GOVERNMENT 
OF THE REPUBLIC OF CYPRUS: 

For the GOVERNMENT 
OF THE KINGDOM OF DENMARK: 
Signature 

with reservation in respect 
of ratification or acceptance 

For the GOVERNMENT 
OF THE FRENCH REPUBLIC: 
Signature 

with reservation in respect 
of ratification or acceptance 

For the GOVERNMENT OF THE 
FEDERAL REPUBLIC OF GERMANY; 
Signature 

with reservation in respect 
of ratification or acceptance 

For the GOVERNMENT 
OF THE KINGDOM OF GREECE; 
Signature 

with reservation in respect 
of ratification or acceptance 

For the GOVERNMENT 
OF THE ICELANDIC REPUBLIC: 


d) tonte date d'entree en vigueur du 
present Accord conformement a 
ses articles 9 et 10; 

e) toute declaration recue en applica- 
tron des dispositions des paragra- 
phes 2 et 3 de Farticle 11; 

f) toute notihcation re(;ue en appli- 
cation des dispositions de l'ar- 
ticle 12 et la date ä laquelle la 
denonciation prendra effet. 


EN FOI DE QUOI, les soussignes, 
düment autorises ä cet effet, ont signe 
le present Protocole. 


FAIT ä Strasbourg, le 22 janvier 
1965 en francais et en anglais, les 
deux textes faisant egalement foi, en 
un seul exemplaire qui sera depose 
dans les archives du Conseil de FEu- 
rope. Le Secretaire General du Con- 
seil de FEurope en communiquera 
copie certifiee conforme ä chacun des 
Etats signataires et adherents. 


Püur le GOUVERNEMENT 
DE LA REPUBLIQUE D'AUTRICHE: 

Pour le GOUVERNEMENT 
DU ROYAUME DE BELGIQUE: 
Signature 

SOUS reserve de ratification 
ou d'acceptatiori 


Püur le GOUVERNEMENT 
DE LA R£PUBLIQUE DE CHYPRE: 


Pour le GOUVERNEMENT 
DU ROYAUME DE DÄNEMARK: 
Signature 

SOUS reserve de ratification 
ou d'acceptation 

Pour le GOUVERNEMENT 
DE LA REPUBLIQUE FRANC^AISE: 
Signature 

SOUS reserve de ratihcation 
OU d'acceptation 


Pour le GOUVERNEMENT 
de la REPUBLIQUE FEDERALE 
D'ALLEMAGNE: 

Signature 

SOUS reserve de ratification 
ou d'acceptation 

Pour le GOUVERNEMENT 
DU ROYAUME DE GRECE: 
Signature 

SOUS reserve de ratification 
ou d'acceptation 

Pour le GOUVERNEMENT 
DE LA REPUBLIQUE ISLANDAISE: 


d) jeden Zeitpunkt, zu dem dieses 
Übereinkommen nach den Artikeln 
9 und 10 in Kraft tritt, 

e) den Eingang jeder Erklärung nach 
Artikel 11 Absätze 2 und 3, 

f) den Eingang jeder Notifikation nach 
Artikel 12 und den Zeitpunkt, zu 
dem die Kündigung wirksam wird. 


ZU URKUND DESSEN haben die 
hierzu gehörig befugten Unterzeichne- 
ten dieses Übereinkommen unterschrie- 
ben. 

GESCHEHEN zu Straßburg am 
22. Januar 1965 in englischer und fran- 
zösischer Sprache, wobei jeder Wort- 
laut gleichermaßen verbindlich ist, in 
einer Urschrift, die im Archiv des Eu- 
roparats hinterlegt wird. Der General- 
sekretär des Europarats übermittelt 
jeder Regierung, die das Übereinkom- 
men unterzeichnet oder ihm beitritt, 
eine beglaubigte Abschrift. 


Für die REGIERUNG 
DER REPUBLIK ÖSTERREICH: 

Für die REGIERUNG 
DES KÖNIGREICHS BELGIEN: 

gez. Unterschrift 
Vorbehaltlich der Ratifikation 
oder Annahme 

Für die REGIERUNG 
DER REPUBLIK CYPERN: 

Für die REGIERUNG 
DES KÖNIGREICHS DÄNEMARK: 
gez. Unterschrift 
Vorbehaltlich der Ratifikation 
oder Annahme 

Für die REGIERUNG 
DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK: 
gez. Unterschrift 
Vorbehaltlich der Ratifikation 
oder Annahme 

Für die REGIERUNG DER 
BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND: 
gez. Unterschrift 
Vorbehaltlich der Ratifikation 
oder Annahme 

Für die REGIERUNG 
DES KÖNIGREICHS GRIECHENLAND: 
gez. Unterschrift 
Vorbehaltlich der Ratifikation 
oder Annahme 

Für die REGIERUNG 
DER REPUBLIK ISLAND: 
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For the 

GOVERNMENT OF IRELAND: 
Signature 

with reservation in respect 
of ratification or acceptance 

For the GOVERNMENT 
OF THE ITALIAN REPUBLIC: 
Signature 

with reservation in respect 
of ratification or acceptance 

For the GOVERNMENT OF THE 
GRAND DUCHY OF LUXEMBOURG: 
Signature 

with reservation in respect 
of ratification or acceptance 

For the GOVERNMENT OF THE 
KINGDOM OF THE NETHERLANDS: 
Signature 

with reservation in respect 
of ratification or acceptance 

For the GOVERNMENT 
OF THE KINGDOM OF NORWAY: 
Signature 

with reservation in respect 
of ratification or acceptance 

For the GOVERNMENT 
OF THE KINGDOM OF SWEDEN: 
Signature 

with reservation in respect 
of ratification or acceptance 

For the GOVERNMENT 
OF THE SWISS CONFEDERATION: 

For the GOVERNMENT 
OF THE TURKISH REPUBLIC: 

For the GOVERNMENT 
OF THE UNITED KINGDOM 
OF GREAT BRITAIN 
AND NORTHERN IRELAND: 
Signature 

with reservation in respect 
of ratification or acceptance 


Pour le GOUVERNEMENT 
D'IRLANDE: 

Signature 

SOUS reserve de ratification 
ou d'acceptation 

Pour le GOUVERNEMENT 
DE LA RfiPUBLIQUE ITALIENNE: 
Signature 

SOUS reserve de ratification 
ou d'acceptation 

Pour le GOUVERNEMENT DU 
GRAND DUCHfi DE LUXEMBOURG: 
Signature 

SOUS reserve de ratification 
ou d'acceptation 

Pour le GOUVERNEMENT 
DU ROYAUME DES PAYS-BAS: 
Signature 

SOUS reserve de ratification 
ou d'acceptation 

Pour le GOUVERNEMENT 
DU ROYAUME DE NORVEGE: 
Signature 

SOUS reserve de ratification 
ou d'acceptation 


Pour le GOUVERNEMENT 
DU ROYAUME DE SUEDE: 
Signature 

SOUS reserve de ratification 
ou d'acceptation 


Pour le GOUVERNEMENT 
DE LA CONFEDERATION SUISSE: 

Pour le GOUVERNEMENT 
DE LA REPUBLIQUE TURQUE: 

Pour le GOUVERNEMENT 
DU ROYAUME-UNI 
DE GRANDE BRETAGNE 
ET D’IRLANDE DU NORD; 
Signature 

SOUS reserve de ratification 
ou d'acceptation 


Für die 

REGIERUNG VON IRLAND: 

gez. Unterschrift 
Vorbehaltlich der Ratifikation 
oder Annahme 

Für die REGIERUNG 
DER REPUBLIK ITALIEN: 
gez. Unterschrift 
Vorbehaltlidi der Ratifikation 
oder Annahme 

Für die REGIERUNG DES 
GROSSHERZOGTUMS LUXEMBURG; 
gez. Unterschrift 
Vorbehaltlich der Ratifikation 
oder Annahme 

Für die REGIERUNG DES 
KÖNIGREICHS DER NIEDERLANDE; 
gez. Unterschrift 
Vorbehaltlich der Ratifikation 
oder Annahme 

Für die REGIERUNG 
DES KÖNIGREICHS NORWEGEN: 
gez. Unterschrift 
Vorbehaltlich der Ratifikation 
oder Annahme 

Für die REGIERUNG 
DES KÖNIGREICHS SCHWEDEN: 
gez. Unterschrift 
Vorbehaltlich der Ratifikation 
oder Annahme 

Für die REGIERUNG DER 
SCHWEIZER EIDGENOSSENSCHAFT: 

Für die REGIERUNG 
DER TÜRKISCHEN REPUBLIK: 

Für die REGIERUNG DES 
VEREINIGTEN KÖNIGREICHS VON 
GROSSBRITANNIEN 
UND NORDIRLAND: 
gez. Unterschrift 

Vorbehaltlich der Ratifikation 
oder Annahme 
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Denkschrift 


I. Allgemeines 

Der Europarat hat das Übereinkommen am 22. Ja- 
nuar 1965 für seine Mitgliedstaaten zur Zeichnung 
aufgelegt. Bisher haben es unter dem Vorbehalt der 
Ratifikation gezeichnet: Belgien, die Bundesrepublik 
Deutschland, Dänemark, Frankreich, Griechenland, 
Irland, Italien, Luxemburg, Niederlande, Norwegen, 
Schweden und das Vereinigte Königreich von Groß- 
britannien und Nordirland. Das Übereinkommen 
wurde von diesen Staaten gezeichnet, um in wirk- 
samer Weise Rundfunksendungen zu verhüten, die 
private Sendeunternehmen ohne Genehmigung 
(„Piratensender") von hoher See aus in ihr Staats- 
gebiet einstrahlen, oder die bei irgendeinem sonsti- 
gen staatlich genehmigten Funkdienst schädliche 
Störungen verursachen. 

II. Besonderes 

Die jedem Staat zustehende Fernmeldehoheit be- 
rechtigt und verpflichtet ihn, alle Maßnahmen zu 
treffen, die Voraussetzung sind für ein ordnungs- 
gemäßes, störungsfreies Arbeiten der Funkanlagen 
seines Hoheitsbereichs. Deshalb bedarf das Errichten 
und Betreiben von Rundfunksendestellen im Hoheits- 
gebiet aller Kulturstaaten und auf den See- und 
Luftfahrzeugen, die ihre Flagge führen, zumindest 
einer fernmelde rechtlichen Genehmigung. Wesent- 
licher Bestandteil der Genehmigung ist die Zutei- 
lung einer Rundfunksendefrequenz. Die nationalen 
Fernmeldeverwaltungen können die Genehmigung 
nur für Sendestellen erteilen, die sich in ihrem 
Hoheitsgebiet oder auf einem die nationale Flagge 
führenden Fahrzeug befinden. Außerdem können 
sie, um die Ordnung im Funkbetrieb aufrechtzuerhal- 
ten, nur solche Frequenzen vergeben, die nach den 
internationalen Vorschriften zugeteilt werden dür- 
fen. Diese Vorschriften sehen aber schon wegen des 
Mangels an Frequenzen und wegen der Schwierig- 
keiten, in Störungsfällen gegen im hoheitsfreien Ge- 
biet betriebene Funkanlagen vom Land aus einzu- 
schreiten, Frequenzen für Rundfunk ausstrahlungen 
in hoheitsfreien Gebieten überhaupt nicht vor. Für 
solche Ausstrahlungen, jedenfalls für Rundfunk- 
ausstrahlungen, die von hoheitsfreien Gebieten aus 
auf ein Staatsgebiet ausgestrahlt werden, besteht 
auch kein anerkennenswertes Bedürfnis. 

Private Unternehmen suchen aus diesen Verhältnis- 
sen dadurch hohen Gewinn zu ziehen, daß sie vom 
hoheitsfreien Gebiet (hohe See) aus Werbesendun- 
gen in die Staatsgebiete hineinstrahlen, ohne sich 
irgendeiner staatlichen Kontrolle zu unterwerfen 
(„Piratensender"). Zwar müssen die Piratensender 
notwendigerweise ihre Sendefrequenzen so wählen, 
daß ein ungestörter Empfang ihrer Sendungen mög- 
lich ist. Damit ist jedoch noch nicht sichergestellt, 
daß auch der Empfang der legalen Rundfunksender 
in dem betroffenen Hoheitsgebiet und sonstige ge- 
nehmigte Funkdienste nicht gestört werden. Die Ge- 
fahr des Eintritts von zumindest zeitweisen Störun- 
gen ist schon deshalb erheblich, weil nicht sicher- 
gestellt ist, daß die nicht genehmigten Sendeanlagen 
von technisch genügend qualifiziertem Personal er- 


richtet und betrieben werden. Auch genügt zur rich- 
tigen Auswahl einer Frequenz nicht allein die Fest- 
stellung, daß zu einer bestimmten Zeit an einem 
bestimmten Ort keine Ausstrahlung eines Senders 
auf dieser Frequenz festzustellen ist. Vielmehr sind 
darüber hinaus auch die Kenntnisse über die Benut- 
zung dieser Frequenz in weiter entfernt liegenden 
Gebieten und über künftige Senderplanungen sowie 
die Berücksichtigung der Wellenausbreitung in dem 
betreffenden Frequenzbereich und vieler anderer 
Einzelheiten nötig. Vor allem aber wird den betrof- 
fenen Fernmeldeverwaltungen faktisch die Ver- 
fügung über die eigenmächtig benutzten Frequenzen 
entzogen. Besonders unter diesem Gesichtspunkt ist 
das nicht genehmigte, außerhalb der internationalen 
Vereinbarungen erfolgende Einstrahlen von Rund- 
funksendungen in ein Hoheitsgebiet als eine erheb- 
liche Verletzung der nationalen Hoheitsrechte anzu- 
sehen, die zu den erforderlichen Gegenmaßnahmen 
berechtigt. Ebenso müssen und dürfen Rundfunk- 
ausstrahlungen solcher Sendestellen verhindert wer- 
den, die Hoheitsgebiete zwar nicht erreichen, aber 
genehmigten Funkverkehr (z. B. den Not-, Dringlich- 
keits- und Sidierheitsverkehr im Seefunkdienst) 
stören. 

Die in der Internationalen Fernmelde-Union zusam- 
mengeschlossenen Länder entschlossen sich deshalb, 
in Artikel 7 § 1 der Vollzugsordnung für den Funk- 
dienst (Anlage zum Internationalen Fernmeldever- 
trag) Rundfunksendestellen an Bord von außerhalb 
nationaler Gebiete befindlichen Objekten schlechthin 
zu untersagen. Da dies aber noch keine den Einzel- 
nen bindende und mit Sanktionen versehene Rechts- 
norm war, empfahl die Funkverwaltungskonferenz 
Genf 1959 durch Empfehlung Nr. 16 den Verwaltun- 
gen, durch ihre Regierungen alle erforderlichen 
direkten oder indirekten Mittel zur Bekämpfung von 
Rundfunksendestellen an Bord von See- und Luft- 
fahrzeugen außerhalb nationaler Gebiete zu er- 
greifen. Verschiedene europäische Staaten haben 
daraufhin entsprechende Rechtsnormen erlassen, 
ohne jedoch dadurch die Piratensender zum Ver- 
schwinden zu bringen. Dies lag daran, daß 

1. die Verbotsnormen die Sendeunternehmer über- 
haupt nicht trafen (weil die Träger der Sende- 
stellen im hoheitsfreien Gebiet stationiert wur- 
den, weil die Träger keine Flagge oder die eines 
kleinen, weit entfernten Staates führten oder weil 
zur Bedienung der Sendestellen Angehörige des 
bestrahlten Staatsgebietes nicht verwendet wur- 
den) oder daß 

2. die Sendeunternehmer sich der Vollstreckung der 
verwirkten Strafe entzogen oder sie auf sich nah- 
men und daß 

3. jedenfalls die Anwendung unmittelbaren Verwal- 
tungszwangs zur Beseitigung der Sendestellen im 
hoheitsfreien Gebiet wegen rechtlicher und prak- 
tischer Schwierigkeiten kaum in Betracht kam. 

Allen diesen Schwierigkeiten kann in wirklich 
wirksamer Weise letztlich nur dadurch begegnet 
werden, daß die interessierten Staaten sich gegen- 
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seitig durch Verbote schützen, die jede ihrer 
Natur nach von einem Hoheitsgebiet herkommende 
Unterstützung der Sendetätigkeit (ihre Existenz- 
grundlage) zunichte machen. Zum Erlaß dieser mit 
Sanktionen versehenen Verbotsnormen verpflichte- 
ten sich die Unterzeichnerstaaten des vorliegenden 
Europäischen Übereinkommens (vgl. dessen Arti- 
kel 2). Das wichtigste Verbot dürfte das der Ertei- 


lung von Aufträgen zu Werbesendungen sein, weil 
die Einkünfte aus diesen Aufträgen die finanzielle 
Grundlage der unerwünschten Sendetätigkeit bilden. 
Daneben dürfte das Verbot der Zulieferung von 
Versorgungsgütern und Betriebsanlagen für die 
Sendestellen und ihre Träger sowie von Sachen für 
Personen den Betrieb von „Piratensendern" un- 
möglich machen. 


® Bn 912057 3. 69 
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